


















































































Anti-Atomtod-Demonstration auf dem Hamburger Rathausmarkt 1958 

Atomenergie zu verbessern. Solange die 
Bundesregierung sich die Option auf eige
ne oder westeuropäische Atomwaffen offen
hält, wird es einen Ausstieg aus der "zivi
len" Atomenergie ohnehin nicht geben kön
nen. 

3. Die Lücken 
im Atomwaffenverzicht 

Nach offizieller Sprachregelung ist der grund
gesetzliche Atomwaffenverzicht überflüssig, 
da die BRD schon 1954 im Rahmen der West
europäischen Union sowie 1974 mit der Rati
fizierung des Atomwaffensperrvertrages voll
ständig auf Atomwaffen verzichtet habe. Wer 
die Vertragstexte unter die Lupe nimmt, er
kennt sofort, daß diese Aussage nicht stimmt. 

Zwar ist es zutreffend, daß der Atomwaffen
sperrvertrag der BRD jede Verfügungsgewalt 
über Atomwaffen untersagt. Das Instrumenta
rium dieses Vertrages reicht aber nicht aus, 
um die besonders in der deutsch-französi
schen ,,Waffenbrüderschaft" angelegten ver
hängnisvollen Entwicklungen zu stoppen. So 
wird durch den Atomwaffensperrvertrag we
der eine bundesdeutsche A-Waffenforschung 
oder die Entwicklung einzelner Sprengkopf
Komponenten untersagt. Erlaubt ist ebenfalls 
eine Unterstützung der militärischen Nuklear
programme in Frankreich, Großbritannien 
oder den USA mit BRD-P1utonium, Trägersy
stemen oder Know-How. Selbst die Möglich
keit einer Euroöpäischen Atomstreitmacht 
wurde in einer Zusatzerklärung zum Sperrver
trag unter bestimmten Bedingungen als ver
tragskonform bezeichnet. 

Im Unterschied zum Grundgesetzt enthält der 
Atomwaffensperrvertrag zudem eine Rück
trittsklausel, derzufolge jeder Unterzeichner
staat bei Gefährdung seiner höchsten Interes
sen vom Vertrag zurücktreten kann. Für die 
Bundesrepublik bedeutsam ist darüber hinaus 
eine Sonderregelung, derzufolge der Vertrag 
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im Kriegsfall automatisch außer Kraft tritt. 
Denn auch die bis heute praktizierte Ausbil
dung von Bundeswehrsoldaten an Atomwaf
fen und Atomwaffeneinsätzen und die NA10-
interne Regelung, derzufolge nach Freigabe 
durch den US-Präsidenten im Ernstfall auch 
der Bundeswehr Atomsprengköpfe überlas
sen werden - all dies wird durch den Atom
waffensperrvertrag in keiner Weise untersagt. 

Last not least wurde der ursprünglich unbefri
stet konzipierte Vertrag auf besonderes Drän
gen der BRD seinerzeit auf eine Laufzeit von 
25 Jahren begrenzt. 1995 wird in Genf eine in
ternationale Konferenz darüber befinden, ob 
der Vertrag verlängert wird oder nicht. 

Der "Atomwaffenverzicht" von 1954 ist noch 
lückenhafter: Verzichtet wurde damals aus
schließlich auf die Produktion kompletter 
Atomwaffen auf bundesdeutschem Territori
umm. Nicht verzichtet wurde auf den Erwerb 
oder Besitz von Atomwaffen oder deren Her
stellung im Auftrag der BRD auf dem Gebiet 
eines anderen Staates. Der Verzicht gilt dar
über hinaus nicht international, sondern nur 
gegenüber den Staaten der Westeuropäischen 
Union. Mit anderen Worten: Falls der Atom
waffensperrvertrag 1995 ausläuft, könnte die 
Bundesregierung auf Grundlage der Erklä
rung von 1954 eigene Atomwaffen uneinge
schränkt erwerben- bzw. fulls die WEU-Part
ner zustimmen - auch national produzieren. 
Die von 1954 ist nicht ein Argu
ment gegen, sondern ein Argument für die Er
hebung eines vollständigen Atomwaffenver
zichts in den Verfassungsrang. 

Aber auch die Lücken des Sperrvertrages 
sind denen, die sie nur allzugerne ausnüt
zen, wohlbekannt. Um neue deutsche Atom
machtambitionen zu stoppen, ist dieser Ver
trag ein gewisses Hindernis, aber keine si
chere und endgültige Schranke. Die grund
gesetzliche Verankerung des BRD-Atom
waffenverzichts wäre demgegenüber der 
wirkungsvollste Schritt, um den nicht-nuk
learen Status der Bundesrepublik auf lan
ge Sicht zu sichern und die Bonner Betei
ligung an einer westeuropäischen Bombe 
zu verhindern. Zweifellos würde ein derar
tiger Schritt darüber hinaus auch interna
tional die Nichtverbreitungspolitik erheb
lich stärken. 

4. Der nukleare Geltungsdrang 

Immer wieder haben maßgebliche Kreise die
ses Landes klargemacht, daß sie sich ungeach
tet der jüngeren Geschichte mit dem nicht-nu
klearen Status der BRD nicht zufriedenge-
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ben. 1958 beschloß der Bundestag trotz hefti
ger Gegenwehr, die Bundeswehr mit Atom
waffen auszurüsten und auf den Atomkrieg zu 
trimmen. Bis heute gilt, daß nach Freigabe 
der Sprengköpfe durch den US-Präsidenten 
die Bundeswehr "gleichberechtigt" am Atom
krieg teilnimmt. Bis 1966 war die Teilhaber
schaft an einer Multilateralen Atomstreit
macht (MLF) das außenpolitische Ziel Nr. 1 
der Regierung Erhard. Kein Wunder also, daß 
in den Jahren darauf der BRD-Beitritt zum 
Atomwaffensperrvertrag über Jahre hinweg 
in Frage gestellt bzw. bekämpft wurde. 

Trotz vielfaltigster diplomatischer Bemühun
gen westlicher Regierungen verweigerte die 
Bundesregierung unter Kanzler Kiesinger 
(CDU) die Unterzeichnung dieses Vertrages. 
Die Regierung Brandt/Scheel unterschrieb 
ihn 1969 unter dem Vorbehalt, daß er eine 
westeuropäische Atomstreitmacht nicht ver
hindern dürfe. Nichtsdestoweniger wurde 
auch dieser Schritt 1969 von der CDU und ih
rem damaligen Sprecher Stoltenberg heftig 
kritisiert. Die Ratifizierung des Atomwaffen
sperrvertrages durch den deutschen Bundes
tag wurde 1974 von Manfred Wörner, den heu-

tigen Ministern Kiechle, Zimmermann und 
Schneider, den Ministerpräsidenten Wall
mann und Strauß sowie den heute noch ein
flußreichen Unionspolitikern Dregger, Spil
ker, Waigel, Miltner, Biele, Abelein, Spran
ger, Probst, Lenzer, Narjes und 78 weiteren 
Abgeordneten abgelehnt. 

Die Auseinandersetzung um die Pershing I A 
hat gezeigt, daß der nukleare Geltungsdrang 
maßgeblicher Bonner Kreise nicht nachgelas
sen hat. 

Verändert hat sich mittlerweile jedoch das öf
fentliche Bewußtsein in Bezug auf die militä
rische und die zivile Atompolitik. Verändert 
haben sich mit dem Amtsantritt Gorbat-

Anti-AKW-Demonstration in Hanau 1986 

schows ebenfalls die außenpolitischen Rah
menbedingungen. 

Der Beitritt der BRD zum Sperrvertrag er
folgte Widerstrebend - nicht freiwillig, aus 
innenpolitischer Einsicht, sondern als Zu
geständnis an die außenpolitischen Rah
menbedingungen. Die Kampagne "Atom
waffenverzicht ins~ Grundgesetz" hingegen 
zielt diesbezüglich auf eine einseitige, innen
politisch verankerte Vorleistung. Die Chan
cen einer diesbezüglichen Mobilisierung 
sind heute günstiger als jemals zuvor. 

5. Ein positives Signal! 

Die Kampagne ms 
Grundgesetz!" hat LW'<l""''~'uu'''"' eine begrenz-
te Reichweite. Sie auf eine atomwaffen-
freie BRD, ohne den gegen die Lage-

Weise radikal: 

von US-Atomwaffen 
abzu-

für ein Europa ohne 
britische und französi-

Anliegen auf seine 

* Es fordert von Buqdc~snegierumg 
destag, mit der llUJUC,aiCII !"lcUIUMUIII( 

und im eigenen Korr!v1ete:nz'bet·eic:h 
gen. 

deutsche 

"Atomwaffenverzicht ins Grundgesetz" be
deutet: 
- die Bundeswehr zu denuklearisieren 
- als Voraussetzung für eine atomwaffen-
freie Bundesrepublik die nukleare Option für 
die BRD auf Dauer zu schließen 
- der Europäischen Atomstreitmacht und all 
ihren Vorformen eine Absage zu erteilen 
- jegliche materielle oder finanzielle Unter
stützung bei der Produktion von Atomwaffen 
eines anderen Landes zu verbieten , 
- das Instrumentarium der globalen nuklea
ren Nichtweiterverbreitungspolitik zu stärken. 
* Es fordert damit etwas für Deutsche beson
ders Untypisches: Den freiwilligen Verzicht 
auf das Attribut einer Großmacht. Unser An
liegen tritt insofern einer nicht unpopulären 
Ideologie entgegen, die der Atomwaffen-Lieb
haber F.J. Strauß auf den Punkt brachte mit 
der Drohung, es könne auf Dauer "kein 
Deutschland geben, das wirtschaftlich ein Rie
se und politisch ein Zwerg ist". 50 Jahre nach 
dem deutschen Überfall auf Polen grassiert in 
der BRD die Tendenz, "endlich" aus dem 
Schatten Hitlers herauszutreten, Bundeswehr
soldaten in alle Welt schicken und möglichst 
auch die restlichen "Diskriminierungen" 
über Bord werfen zu dürfen. All jenen Groß
machtgelüsten setzt die Forderung nach frei
willigem Atomwafffenverzicht die bessere 
Lehre aus der deutschen Vergangenheit entge
gen. 

Natürlich lassen sich auch Verfassungs
grundsätze revidieren oder umgehen. Eine 
gesellschaftlich erkämpfte Verfa:::sungsän
derung wird aber gerade auf diesem Gebiet 
das Maß an öffentlicher Sensibilität und 
Mobilisierung zur Folge haben, das letzt
lich als einzige Instanz die Einhaltung eines 
Atomwaffenverzichts garantiert. 
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N azi-Forscher, die für Hitler an der Atombombe ar
beiteten, bekommen von Adenauer und Strauß 

nach nur zehnjähriger Unterbrechung neue Wirkungs
möglichkeiten. Im Atomzentrum drängen sie auf die 
schnellstmögliche Plutoniumproduktion, schaffen sie 
die notwendige Infrastruktur. Ihr spezielles Interesse 
gilt der Funktionsweise der Wasserstoftbombe - es 
heißt, das NS-Atomprogramm sei näher an der H-Bom
be dran gewesen als Los Alamos zur gleichen Zeit. Ihr 
Know-How publizieren sie in Organen der rechtsextre
mistischen Europäischen Arbeiterpartei (EAP) alias 
"Patrioten für Deutschland". In Brasilien arbeiten sie 
Wissenschaftler und Ingenieure ein, die unter militä
rischem Kommando erklärtermaßen die Bombe ent
wickeln sollen: das Testgelände für die deutsch-brasi
lianische Bombe ist schon vorbereitet. Solche Filme 
sieht man gelegentlich im Spätprogramm. Nur geht es 
hier um die keineswegs fiktive Geschichte des Atom
zentrums Geesthacht. Den Akteuren kann nicht abge
sprochen werden, daß sie die Klischees, die über sie 
existieren, übertroffen haben. 

Auszug aus dem Geleitwort von 
Detlef zum Winkel: FILMREIF 


